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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Als die Vernehmlassung klar zeigte, dass mit Ausnahme der SVP alle Bundesratsparteien
und eine Mehrheit der Kantone sowie der Städteverband Versuche mit der medizinisch
indizierten Abgabe von Heroin befürworten, begann sich ein Sinneswandel Cottis
abzuzeichnen. Nun war es aber der Gesamtbundesrat, der sich mit einem Entscheid
schwer tat und diesen deshalb wiederholt vertagte. Mitte Mai 1992 gab der Bundesrat
dann doch noch grünes Licht für die Heroinversuche, wenn auch unter sehr strengen
Rahmenbedingungen: Die bis Ende 1996 befristeten wissenschaftlichen Versuche
brauchen eine Bewilligung des Bundes sowie des jeweiligen Kantons und sind auf 50
Personen zu beschränken. Das BAG rechnete damit, dass ungefähr zehn Projekte
durchgeführt werden, davon maximal fünf mit Heroin, die restlichen mit Morphin oder
injiziertem Methadon. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.04.1992
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Auf Anregung des EDI setzte die Konferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren eine
Arbeitsgruppe ein, die einen massnahmenorientierten Bericht zur neuen Armut
ausarbeiten soll. Dieser wird sich im wesentlichen auf die Ergebnisse der bisher
vorliegenden Armutsstudien sowie die aktuellen Entwicklungen in den Kantonen im
Bereich Sozialhilfe stützen und soll bis Ende 1995 vorliegen. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.1994
MARIANNE BENTELI

Das Jahr 1996 wurde von der UNO zum Jahr der Bekämpfung der Armut proklamiert.
Zum Auftakt dieses Themenjahres trafen die Bundesräte Dreifuss und Cotti in Bern
Vertreter von Hilfswerken und Entwicklungsorganisationen. Zur Sprache kamen die
ständige Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Länder des Südens, die
zunehmende Armut im Norden sowie die sich verknappenden finanziellen Mittel zur
Bewältigung der Not. Bundesrätin Dreifuss bezifferte die Zahl der Menschen, die in der
wohlhabenden Schweiz in schwierigen finanziellen Verhältnissen leben, auf über
500'000, wobei in erster Linie Frauen davon betroffen seien, weshalb man von einer
eigentlichen Feminisierung der Armut reden könne. Das EDI setzte einen mit 300'000
Fr. dotierten Fonds zur Unterstützung von konkreten Projekten privater Organisationen
zur Bekämpfung der Armut in der Schweiz ein. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.02.1996
MARIANNE BENTELI

2000 hatte der Bundesrat von einer umfangreichen Evaluation des seit 1993 in Kraft
stehenden Opferhilfegesetzes Kenntnis genommen. Dabei hatte sich gezeigt, dass sich
die Praxis immer stärker von den Absichten des Gesetzgebers entfernt, da in den
letzten Jahren die normalerweise vorgesehenen Entschädigungen (beispielsweise für
Arzt- und Spitalkosten oder für Lohnausfall) zunehmend von den eigentlich nur für
besondere Fälle konzipierten Genugtuungen für einen erlittenen moralischen Schaden
verdrängt wurden. Diese Entwicklung bewog mehrere Kantone, welche primär für die
finanziellen Leistungen an die Opfer einstehen müssen, entweder die Abschaffung der
Genugtuungen oder zumindest eine Einschränkung der Anspruchsbedingungen zu
verlangen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.10.2002
MARIANNE BENTELI

Den Grundsatz der Anreizschaffung zur Rückkehr ins Erwerbsleben übernahmen auch
die zu Jahresbeginn verabschiedeten teilrevidierten SKOS-Richtlinien. Diese
definieren, wie die Sozialhilfe berechnet wird. Dabei handelt es sich um Empfehlungen
zuhanden der Sozialhilfeorgane des Bundes, der Kantone, der Gemeinden sowie der
Organisationen der privaten Sozialhilfe. Die SKOS empfahl ihren Partnern, den
Grundbedarf von bisher 1076 auf 960 Fr. zu senken, im Gegenzug aber für erwerbstätige
Sozialhilfeempfänger einen monatlichen Freibetrag von 400 bis 700 Fr. vorzusehen.
(Eine im Rahmen des NFP 45 „Probleme des Sozialstaates“ publizierte Studie warnte,
die wachsende Zahl der Working Poor bedeute sozialen Sprengstoff. Bei den Familien
mit mehreren Kindern sei der Anteil der Working Poor in den 90er Jahren von 11 auf 17%

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.01.2005
MARIANNE BENTELI
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gestiegen, bei den Alleinerziehenden habe er sich von 15 auf 30% sogar verdoppelt) 5

Anlässlich einer ersten nationalen Armutskonferenz trafen sich im November Bund,
Kantone, Gemeinden und Städte, um über Armut zu debattieren. Basierend auf der
gesamtschweizerischen Strategie zur Armutsbekämpfung standen zwei konkrete
Anliegen auf der Traktandenliste: die verbesserte Eingliederung von armutsbetroffenen
oder –gefährdeten Menschen in den Arbeitsmarkt und die Ergänzungsleistungen für
Familien. Die staatlichen Akteure unterzeichneten eine Erklärung, welche eine
Institutionalisierung der Zusammenarbeit zwischen der Arbeitslosenversicherung, der
Invalidenversicherung, der Sozialhilfe, der öffentlichen Berufsberatung und anderen
Institutionen forderte. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.11.2010
LUZIUS MEYER

Le DFJP a mis en consultation un projet de modification de la loi en matière
d’assistance afin d’abroger sans contrepartie la disposition obligeant le canton
d’origine d’un bénéficiaire de l’assistance sociale domicilié dans un autre canton de
contribuer au financement de ses prestations d’aide sociale. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 13.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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